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Gesetz f�r faire Verbrauchervertr�ge –
Schutz der Verbraucher vor sich selbst

Nachdem das BMJV im M�rz diesen Jahres ein
Eckpunktepapier zum „Schutz vor Kostenfallen“
vorgelegt hat, wurden Mitte August Nachrichten
laut, wonach ein Gesetzesentwurf Gestalt ange-
nommen habe. Ungeachtet des Umstandes, dass
ein solcher Entwurf zum Zeitpunkt der medien-
�bergreifenden Berichterstattung nicht einmal fer-
tiggestellt war, geschweige denn verçffentlicht
wurde, d�rfte das Vorhaben in zentralen Punkten
weniger als „Gesetz f�r faire Verbrauchervertr�-
ge“, vielmehr als „Gesetz zum Schutz der Verbrau-
cher vor sich selbst“ zu bezeichnen ein.

Ein wesentlicher Kernpunkt des Vorhabens soll
�nderungen f�r Laufzeiten und K�ndigungsfristen
bei Dauerschuldverh�ltnissen betreffen. Im Fokus

steht einmal mehr die Telekommunika-
tionsbranche, daneben Vertr�ge mit
Strom- und Gasanbietern, Vertr�ge mit
Fitnessstudios sowie Zeitungs- und Zeit-
schriftenabonnements. Die nach gelten-
dem Recht AGB-rechtlich zul�ssigen
zweij�hrigen Laufzeiten von Vertr�gen
und die automatische Verl�ngerung um

ein weiteres Jahr seien „nicht mehr interessenge-
recht“. Dem Gesetzgeber schwebt eine maximale
Laufzeit von einem Jahr mit einer automatischen
Verl�ngerung um drei Monate im Falle ausblei-
bender K�ndigung vor. Die bisherige K�ndigungs-
frist von drei Monaten soll zudem auf einen Monat
verk�rzt werden.

Warum das derzeit geltende Laufzeit- und Beendi-
gungsregime f�r Verbrauchervertr�ge „nicht mehr
interessengerecht“ sein soll, erschließt sich nicht
so recht. Dabei ist vor allem zu beachten, dass es
Verbraucher mit Blick auf die Ausdifferenzierung
von Vertrags- und Laufzeitkonzepten gerade im
Telekommunikationsmarkt selbst in der Hand ha-
ben, ein individuell angemessenes Modell auszu-
w�hlen. S�mtliche Tarife haben ihre Vor- und
Nachteile und sind regelm�ßig nicht zuletzt lauf-
zeitbezogen kalkuliert. Dies gilt vor allem, wenn in
einen Vertrag der Erwerb eines mobilen Endger�-
tes eingepreist ist. Wollte man den gesetzgeberi-
schen Pl�nen folgend die erlaubte Hçchstbindung
f�r TK-Vertr�ge auf ein Jahr begrenzen, m�ssten
die Angebote abweichend kalkuliert werden. In
welche Richtung sich die Kalkulation ver�ndern
wird, bedarf nicht viel Phantasie: K�rzere Laufzei-
ten und schnellere Ausstiegsmçglichkeiten d�rften
zu hçheren Preisen f�hren. Das ist vor allem f�r
Verbraucher �rgerlich, die sich bewusst f�r eine
l�ngere Vertragslaufzeit entscheiden, um von vor-
gesehenen Tarifvorteilen profitieren zu kçnnen.
Eine Verk�rzung zul�ssiger Grundlaufzeiten be-
deutet damit im Wesentlichen eins: Eine weitere
Beschneidung der Privatautonomie.

Der staatlich verordnete Schutz von Verbrauchern
wird einer m�ndigen Entscheidung vorgezogen,
wobei Verbraucher mit Blick auf die ohnehin ex-
tensiven Informationspflichten der Anbieter eine
mehr als informierte Vertragsentscheidung treffen
kçnnen. Gerade im Bereich der TK-Dienste mutet

eine weitere Versch�rfung des regulatorischen
Rahmens schon nahezu abenteuerlich an. So sei
daran erinnert, dass die Anbieter von TK-Diensten
im Interesse von Transparenz und Verbraucher-
schutz vor gar nicht allzu langer Zeit mit der TK-
Transparenzverordnung dazu verpflichtet wurden,
Verbrauchern ein gesondertes „Informationsblatt“
mit den wesentlichen Vertragsinformationen zur
Verf�gung zu stellen und in jeder Rechnung die
Vertragslaufzeit und den n�chstmçglichen K�ndi-
gungszeitpunkt vor Augen zu f�hren. K�ndigungs-
termine und etwaige Vertragsverl�ngerungen
kommen also bereits nach aktueller Rechtslage
nicht �berraschend, sondern werden in der Praxis
allenfalls schlicht verschlafen. Dabei d�rfte f�r den

schlafenden Verbraucher weniger die initiale
Grundlaufzeit oder die K�ndigungsfrist das Pro-
blem sein, sondern allenfalls eine automatische
Verl�ngerung um – wie bislang regelm�ßig – ein
weiteres Jahr und die verpasste Mçglichkeit des
Abschlusses eines ggf. attraktiveren Neutarifs.
Wenn also �berhaupt gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf besteht, dann allenfalls f�r den Einzel-
aspekt der automatischen Verl�ngerung um ein
weiteres Vertragsjahr.

Eine im �brigen geplante Maßnahme betrifft einen
schon seit Jahren auf der Tagesordnung stehenden
„Dauerbrenner“: Die Einf�hrung einer sog. Best�-
tigungslçsung f�r telefonisch geschlossene Vertr�-
ge. Zur Wirksamkeit eines telefonisch geschlosse-
nen Vertrages soll k�nftig eine Vertragsbest�ti-
gung des Kunden in Textform eingeholt werden.
Hintergrund des erneuten Anlaufs spielen ersicht-
lich vermehrte Beschwerden von Verbrauchern
�ber „untergeschobene“ Vertr�ge im Energiebe-
reich. Nach den bislang kolportierten Pl�nen des
Gesetzgebers d�rfte eine branchenspezifische
Sonderregelung geplant sein. Der Gesetzgeber
spielt aber bereits mit dem Gedanken einer Aus-
dehnung auch auf weitere Branchen wie den TK-
und Versicherungssektor.

Eine Best�tigungslçsung kçnnte sicherlich ein
wirksames Mittel zum Schutz von Verbrauchern
vor unerw�nschten Vertr�gen darstellen. Die Nach-
teile und Probleme sind hingegen nicht zu verken-
nen: Eine Best�tigungslçsung f�hrt zu einem Me-
dienbruch und formalisiert die im telefonischen Be-
reich vergleichsweise einfachen Abl�ufe. Zudem
liefe eine Best�tigungslçsung auf ein neben dem
regelm�ßig bestehenden fernabsatzrechtlichen Wi-
derrufsrecht weiteres „Vertragslçsungsrecht“ hin-
aus, wobei das Nebeneinander bzw. die Kumulati-
on der Rechte Irritationen begr�nden kçnnten.

Unter dem Strich ist mit Spannung zu erwarten, auf
welche �nderungen und Auswirkungen sich Unter-
nehmen und Verbraucher anl�sslich des gesetzge-
berischen Gesamtpaketes, welches weitere flankie-
rende Maßnahmen f�r die Bereiche Telefonwer-
bung und Inkassodienste vorsieht, schlussendlich
„freuen“ d�rften. Der ein oder andere Verbraucher
wird jedenfalls sicherlich noch besser schlafen.
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